
IV.  Resolutionen aufgrund der Berichte des Zweiten Ausschusses 

412 

RESOLUTION 68/199 

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/436/Add.1, Ziff. 16)15. 

 68/199.  Internationaler Handel und Entwicklung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/178 vom 21. Dezember 2001, 57/235 vom 20. Dezember 
2002, 58/197 vom 23. Dezember 2003, 63/203 vom 19. Dezember 2008, 66/185 vom 22. Dezember 2011 
und 67/196 vom 21. Dezember 2012 über internationalen Handel und Entwicklung, 

 im Hinblick auf ihre Resolutionen 59/221 vom 22. Dezember 2004, 60/184 vom 22. Dezember 
2005, 61/186 vom 20. Dezember 2006, 62/184 vom 19. Dezember 2007, 64/188 vom 21. Dezember 2009 
und 65/142 vom 20. Dezember 2010 über internationalen Handel und Entwicklung, 

 unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen16 sowie die Ergebnisse der 
Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung17 und des Weltgipfels für nachhaltige Entwick-
lung18, das Ergebnis des Weltgipfels 200519 und die Erklärung von Doha über Entwicklungsfinanzierung: 
Ergebnisdokument der Internationalen Folgekonferenz über Entwicklungsfinanzierung zur Überprüfung der 
Umsetzung des Konsenses von Monterrey20, 

 sowie unter Hinweis auf die Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise und ihre 
Auswirkungen auf die Entwicklung und ihr Ergebnisdokument21, 

 ferner unter Hinweis auf die Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über die Mill-
enniums-Entwicklungsziele und ihr Ergebnisdokument22, 

 unter Hinweis auf die Vierte Konferenz der Vereinten Nationen über die am wenigsten entwickelten 
Länder und ihre Ergebnisdokumente23, 

 sowie unter Hinweis auf die dreizehnte Tagung der Handels- und Entwicklungskonferenz der Ver-
einten Nationen in Doha vom 21. bis 26. April 2012 und ihre Ergebnisdokumente24, 

 ferner unter Hinweis auf die Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung und 
ihr Ergebnisdokument „Die Zukunft, die wir wollen“25, 

 in Bekräftigung des Wertes des Multilateralismus für das globale Handelssystem sowie der Ent-
schlossenheit, ein universales, regelgestütztes, offenes, nichtdiskriminierendes und gerechtes multilaterales 

______________ 
15 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
16 Resolution 55/2. 
17 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18–22 March 2002 (United 
Nations publication, Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/ 
Depts/german/conf/ac198-11.pdf. 
18 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August–4 September 2002 (Unit-
ed Nations publication, Sales No. E.03.II.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1, Anlage und Resolution 2, Anlage. In 
Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf. 
19 Resolution 60/1. 
20 Resolution 63/239, Anlage. 
21 Resolution 63/303, Anlage. 
22 Resolution 65/1. 
23 Report of the Fourth United Nations Conference on the Least Developed Countries, Istanbul, Turkey, 9–13 May 2011 
(A/CONF.219/7), Kap. I und II. 
24 Siehe TD/500 und Corr.1 und Add.1 und 2. 
25 Resolution 66/288, Anlage. 
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Handelssystem herbeizuführen, das zu Wachstum, nachhaltiger Entwicklung und zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen in allen Sektoren beiträgt, und betonend, dass bilaterale und regionale Handelsvereinbarungen 
zu den Zielen des multilateralen Handelssystems beitragen und diese ergänzen sollten, 

 erneut erklärend, dass Entwicklungsbelange einen festen Bestandteil der Entwicklungsagenda von 
Doha bilden, die die Bedürfnisse und Interessen aller Entwicklungsländer, besonders der am wenigsten 
entwickelten Länder, in den Mittelpunkt des Doha-Arbeitsprogramms der Welthandelsorganisation26 stellt, 

 bekräftigend, dass die Landwirtschaft für die Entwicklungsländer ein grundlegender und wichtiger 
Sektor bleibt, und feststellend, wie wichtig es ist, auf die Beseitigung aller Formen des Protektionismus 
hinzuarbeiten und die Verpflichtungen einzuhalten, umfassende Verhandlungen zu führen mit dem Ziel der 
erheblichen Verbesserung des Marktzugangs, der erheblichen Verringerung handelsverzerrender innerstaat-
licher Unterstützung, der parallelen Abschaffung aller Formen von Exportsubventionen und jeder Festle-
gung von Disziplinen für alle Exportmaßnahmen mit gleicher Wirkung, wie im Mandat aus dem Arbeits-
programm von Doha, in dem vom Allgemeinen Rat der Welthandelsorganisation am 1. August 2004 verab-
schiedeten Rahmen und in der von der Welthandelsorganisation 2005 verabschiedeten Ministererklärung 
von Hongkong vorgesehen ist, 

 unter Hinweis auf den Ministerbeschluss von Marrakesch über Maßnahmen betreffend die mögli-
chen nachteiligen Auswirkungen des Reformprogramms auf die am wenigsten entwickelten Länder und die 
Nettonahrungsmittelimporteure unter den Entwicklungsländern, 

 anerkennend, wie wichtig eine Wettbewerbspolitik und entsprechende Rechtsvorschriften sind, um 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Entwicklungsländer zu stärken, 

 mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die anhaltenden nachteiligen Auswirkungen der welt-
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise, insbesondere auf die Entwicklung, angesichts der Anzeichen einer 
ungleichmäßigen und unbeständigen Erholung, in der Erkenntnis, dass sich die Weltwirtschaft trotz erheb-
licher Anstrengungen, die zur Eingrenzung von Extremrisiken, zur Verbesserung der Bedingungen auf den 
Finanzmärkten und zur Stützung der Erholung beigetragen haben, weiter in einer kritischen Phase mit Ab-
wärtsrisiken befindet, darunter starke Schwankungen an den Weltmärkten, hohe Arbeitslosigkeit, insbeson-
dere unter jungen Menschen, Verschuldung in manchen Ländern und eine allgemein angespannte Haus-
haltslage, die allesamt die Erholung der Weltwirtschaft erschweren und zeigen, dass weitere Fortschritte bei 
der Stabilisierung und Ausbalancierung der globalen Nachfrage notwendig sind, und betonend, dass es 
fortgesetzter Anstrengungen bedarf, die systemischen Schwächen und Ungleichgewichte anzugehen und 
das internationale Finanzsystem zu reformieren und zu stärken, während gleichzeitig die bislang vereinbar-
ten Reformen durchgeführt werden, 

 feststellend, dass einige Entwicklungsländer zwar maßgeblich zum jüngsten Wachstum der Welt-
wirtschaft beigetragen haben, dass die Wirtschaftskrise jedoch ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber weite-
ren Schocks verringert hat, unter Hinweis auf die Zusagen in Bezug auf die Unterstützung der Entwicklung 
und eines starken, nachhaltigen, ausgewogenen und inklusiven Wirtschaftswachstums und in Bekräftigung 
der Notwendigkeit, zusammenzuarbeiten, um die entwicklungsbezogenen Zusagen zur Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele bis 2015 einzuhalten, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Handels- und Entwicklungsrats27 und dem Bericht des 
Generalsekretärs28; 

 2. erklärt erneut, dass der internationale Handel ein Motor der Entwicklung und eines dauerhaf-
ten Wirtschaftswachstums ist, und bekräftigt außerdem, dass ein universales, regelgestütztes, offenes, 
nichtdiskriminierendes und gerechtes multilaterales Handelssystem und eine sinnvolle Handelsliberalisie-
rung eine entscheidende Rolle bei der Förderung des Wirtschaftswachstums und der Entwicklung weltweit 
spielen und damit allen Ländern ungeachtet ihres Entwicklungsstands zugutekommen können; 

______________ 
26 Siehe A/C.2/56/7, Anlage. 
27 A/68/15 (Part I und Corr.1 und Add.1, Part II und Corr.1 und Part III und IV).  
28 A/68/205. 
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 3. unterstreicht die Notwendigkeit, sich protektionistischen Tendenzen zu widersetzen und han-
delsverzerrende Maßnahmen, die mit den Regeln der Welthandelsorganisation unvereinbar sind, zu korri-
gieren, wobei das Recht der Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, anerkannt wird, ihre Flexibilitä-
ten im Einklang mit den von ihnen im Rahmen der Welthandelsorganisation abgegebenen Zusagen und 
eingegangenen Verpflichtungen voll zu nutzen; 

 4. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis darüber, dass bei den Verhandlungen in der Doha-Runde 
der Welthandelsorganisation keine Fortschritte erzielt wurden, verweist erneut auf die Forderung, die Fle-
xibilität und den politischen Willen aufzubringen, die zur Überwindung des gegenwärtigen Verhandlungs-
stillstands notwendig sind, und fordert in dieser Hinsicht, dass die multilateralen Handelsverhandlungen 
über die Entwicklungsagenda von Doha rasch zu einem ausgewogenen, ambitionierten, umfassenden und 
entwicklungsorientierten Ergebnis führen, im Einklang mit dem Entwicklungsmandat der Ministererklä-
rung von Doha26, dem Beschluss des Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation vom 1. August 2004 
und der von der Welthandelsorganisation 2005 verabschiedeten Ministererklärung von Hongkong; 

 5. ist sich dessen bewusst, wie wichtig die Beschlüsse der vom 15. bis 17. Dezember 2011 in 
Genf abgehaltenen Achten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation sind, namentlich der Beschluss, 
den Mitgliedern der Welthandelsorganisation zu gestatten, Dienstleistungen und Lieferanten aus den am 
wenigsten entwickelten Ländern Vorzugsbehandlung einzuräumen; 

 6. erkennt an, dass der Handel eine wichtige Rolle dabei spielt, die nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung der am wenigsten entwickelten Länder zu gewährleisten, und dass die internationale Handels-
architektur die besonderen Bedürfnisse und Prioritäten der am wenigsten entwickelten Länder auch weiter-
hin unterstützen und berücksichtigen soll; 

 7. begrüßt die Ernennung des Generaldirektors der Welthandelsorganisation; 

 8. begrüßt außerdem die Ernennung des Generalsekretärs der Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen; 

 9. begrüßt ferner die Einberufung der Neunten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation, 
die vom 3. bis 7. Dezember 2013 in Bali (Indonesien) stattfinden soll, und betont die Notwendigkeit eines 
ausgewogenen, ambitionierten, umfassenden und entwicklungsorientierten Ergebnisses; 

 10. bekräftigt die Verpflichtungen, die auf der Vierten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisa-
tion hinsichtlich der am wenigsten entwickelten Länder eingegangen wurden26, und ermutigt die entwickel-
ten Länder und die Entwicklungsländer, die nach eigenen Angaben dazu in der Lage sind, Maßnahmen im 
Hinblick auf das Ziel zu treffen, allen am wenigsten entwickelten Ländern rasch und dauerhaft einen zoll- 
und kontingentfreien Marktzugang im Einklang mit der Ministererklärung von Hongkong zu gewähren; 

 11. betont die vollständige, rasche und wirksame Umsetzung der einschlägigen Bestimmungen des 
Aktionsprogramms für die am wenigsten entwickelten Länder für die Dekade 2011-202029; 

 12. bekräftigt den Ministerbeschluss von Marrakesch über Maßnahmen betreffend die möglichen 
nachteiligen Auswirkungen des Reformprogramms auf die am wenigsten entwickelten Länder und die Net-
tonahrungsmittelimporteure unter den Entwicklungsländern; 

 13. unterstreicht die Notwendigkeit, Exportbeschränkungen für Nahrungsmittel und Sondersteuern 
für Nahrungsmittel, die vom Welternährungsprogramm für nichtkommerzielle humanitäre Zwecke be-
schafft wurden, aufzuheben und die Verhängung solcher Beschränkungen und Steuern in Zukunft zu unter-
lassen; 

 14. unterstreicht außerdem die Notwendigkeit, Investitionen in die Landwirtschaft und in die länd-
liche Entwicklung aus allen Quellen zu erhöhen, namentlich durch die Bereitstellung technischer und fi-
nanzieller Hilfe, je nach Bedarf, für die am wenigsten entwickelten Länder und die Nettonahrungsmittelim-

______________ 
29 Report of the Fourth United Nations Conference on the Least Developed Countries, Istanbul, Turkey, 9–13 May 2011 
(A/CONF.219/7), Kap. II. 



IV.  Resolutionen aufgrund der Berichte des Zweiten Ausschusses 

415 

porteure unter den Entwicklungsländern, mit dem Ziel, ihre landwirtschaftliche Produktivität und Infra-
struktur zu verbessern; 

 15. erkennt die besonderen Herausforderungen an, mit denen kleine, störanfällige Volkswirtschaf-
ten konfrontiert sein können, wenn es darum geht, vom multilateralen Handelssystem umfassend und auf 
eine ihren besonderen Gegebenheiten angemessene Weise zu profitieren, und ermutigt in dieser Hinsicht zu 
Fortschritten bei der Durchführung des in der Ministererklärung von Doha 2001 und der Ministererklärung 
von Hongkong 2005 mandatierten Arbeitsprogramms der Welthandelsorganisation zu kleinen Volkswirt-
schaften, das ihre auf eine nachhaltige Entwicklung gerichteten Anstrengungen unterstützt; 

 16. betont, dass Strategien ermittelt und weiterentwickelt werden müssen, um Produzentinnen grö-
ßere Handelschancen zu eröffnen und die aktive Teilhabe von Frauen an den nationalen, regionalen und 
globalen Entscheidungsstrukturen und -prozessen im Bereich des Handels zu erleichtern und dadurch si-
cherzustellen, dass Unternehmen und landwirtschaftliche Betriebe unabhängig davon, ob sie Frauen oder 
Männern gehören, die gleichen Marktchancen haben; 

 17. bekräftigt ihre Entschlossenheit, den besonderen Entwicklungsbedürfnissen und den Heraus-
forderungen, denen die Binnenentwicklungsländer gegenüberstehen, Rechnung zu tragen, und fordert die 
vollständige, rechtzeitige und wirksame Durchführung des Aktionsprogramms von Almaty: Befriedigung 
der besonderen Bedürfnisse der Binnenentwicklungsländer innerhalb eines Neuen weltweiten Rahmenplans 
für die Zusammenarbeit im Transitverkehr zwischen Binnen- und Transitentwicklungsländern30, im Ein-
klang mit der Erklärung der Tagung auf hoher Ebene der dreiundsechzigsten Tagung der Generalversamm-
lung über die Halbzeitüberprüfung des Aktionsprogramms von Almaty31; 

 18. bringt ihre Besorgnis über die Verabschiedung einseitiger Maßnahmen zum Ausdruck, die nicht 
mit den Regeln der Welthandelsorganisation übereinstimmen, sich auf die Ausfuhren aller Länder, insbe-
sondere der Entwicklungsländer, nachteilig auswirken und erheblichen Einfluss auf die laufenden Verhand-
lungen innerhalb der Welthandelsorganisation sowie auf die Verwirklichung und weitere Stärkung der Ent-
wicklungsdimension der Handelsverhandlungen haben; 

 19. stellt fest, dass vom 8. bis 10. Juli 2013 in Genf die Vierte Globale Überprüfung der Handels-
hilfe abgehalten wurde, mit dem Ziel, die bisherigen Fortschritte zu prüfen und zusätzliche Maßnahmen 
festzulegen, die erforderlich sind, um die Entwicklungsländer und die am wenigsten entwickelten Länder 
beim Ausbau ihrer Liefer- und Ausfuhrkapazitäten zu unterstützen, und betont, dass es erforderlich ist, die 
Zusagen im Rahmen der Handelshilfe mit ausreichender Ergebnis- und Wirkungsorientierung zu erfüllen; 

 20. erkennt an, dass der Süd-Süd-Handel gestärkt werden soll, stellt fest, dass ein verbesserter 
Marktzugang unter den Entwicklungsländern eine positive Rolle bei der Belebung des Süd-Süd-Handels 
spielen kann, und nimmt in dieser Hinsicht unter anderem Kenntnis vom Abschluss der dritten Runde der 
Verhandlungen über das Globale System der Handelspräferenzen zwischen Entwicklungsländern mit der 
Verabschiedung des Protokolls der Runde von São Paulo am 15. Dezember 2010; 

 21. bekräftigt die wichtige Rolle der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
als Koordinierungsstelle innerhalb des Systems der Vereinten Nationen für die integrierte Behandlung von 
Handels- und Entwicklungsfragen und von miteinander verknüpften Fragen in den Bereichen Finanzen, 
Technologie, Investitionen und nachhaltige Entwicklung, bittet die Konferenz, ihre Arbeit fortzusetzen, um 
in ihren drei wichtigsten Tätigkeitsbereichen, nämlich Konsensbildung, Forschung und Politikanalyse so-
wie Gewährung technischer Hilfe, einen erhöhten Beitrag zu leisten, und fordert die internationale Gemein-
schaft auf, auf die Stärkung der Konferenz hinzuarbeiten; 

 22. bittet die Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, auch weiterhin im 
Einklang mit ihrem Mandat die Entwicklung des internationalen Handelssystems und der Trends im inter-

______________ 
30 Report of the International Ministerial Conference of Landlocked and Transit Developing Countries and Donor Countries 
and International Financial and Development Institutions on Transit Transport Cooperation, Almaty, Kazakhstan, 28 and 
29 August 2003 (A/CONF.202/3), Anhang I. 
31 Resolution 63/2.  
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nationalen Handel aus dem Blickwinkel der Entwicklung zu beobachten und zu bewerten und insbesondere 
die für die Entwicklungsländer maßgeblichen Fragen mit einem größeren Schwerpunkt auf praktischen 
Lösungen zu analysieren, Politikanalysen, auch unter Berücksichtigung einer Geschlechterperspektive, 
durchzuführen, mit allen einschlägigen Interessenträgern zusammenzuarbeiten und die Entwicklungsländer 
beim Aufbau der nationalen Produktionskapazitäten und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit, ein-
schließlich durch Aktivitäten im Bereich der technischen Hilfe, zu unterstützen; 
 23. ist sich der Rolle des Erweiterten integrierten Rahmenplans für handelsbezogene technische 
Hilfe für die am wenigsten entwickelten Länder bewusst; 
 24. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung in 
Zusammenarbeit mit dem Sekretariat der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
unter dem Unterpunkt „Internationaler Handel und Entwicklung“ des Punktes „Fragen der makroökonomi-
schen Politik“ einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution und über die Entwicklungen im mul-
tilateralen Handelssystem, einschließlich ihrer Auswirkungen auf Frauen und Männer, vorzulegen; 
 25. ersucht den Generalsekretär außerdem, diese Resolution dem Generaldirektor der Welthan-
delsorganisation zuzuleiten. 

RESOLUTION 68/200 

Verabschiedet auf der 71. Plenarsitzung am 20. Dezember 2013 in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 127 
Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 50 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/436, Add.1, 
Ziff. 16)32: 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik 
Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Be-
nin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo 
Verde, Chile, China, Costa Rica, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokrati-
sche Volksrepublik Laos, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, 
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran 
(Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, 
Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Libyen, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, 
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, 
Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Födera-
tion, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra 
Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, 
Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turk-
menistan, Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emira-
te, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam. 
 Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Côte d'Ivoire, Dä-
nemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, 
Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Marshal-
linseln, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Palau, Polen, Portugal, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Schweden, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern. 
 

68/200. Einseitige wirtschaftliche Maßnahmen als Mittel zur Ausübung politischen und 
wirtschaftlichen Zwangs auf Entwicklungsländer 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die einschlägigen Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, 

 in Bekräftigung der Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Be-
ziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten Natio-

______________ 
32 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von Belarus und Fidschi (Im Namen 
der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas). 
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